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Einleitung
Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der 24. Februar 2009 war vielleicht für die deutsche Gesellschaft von ebensolcher Bedeutung wie
der 20. September 1990, an dem die so genannte Deutsche Wiedervereinigung durch Ratifizie-
rung des Einigungsvertrages in der Volkskammer der DDR und im Deutschen Bundestag erfolgte.

Am 24. Februar 2009 hat der Deutsche Bundestag die UN-Konvention über die Rechte der Men-
schen mit Behinderungen, kurz UN-Behindertenrechtskonvention ratifiziert.

In einem Hintergrundpapier des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales im Juni dieses Jahres
heißt es:

Deutschland hat als einer der ersten Staaten die UN-Behindertenrechtskonvention sowie das
Zusatzprotokoll am 30. März 2007 gezeichnet und am 24. Februar 2009 ratifiziert. Damit
wurden wichtige Weichen für eine inklusive Gesellschaft gestellt. Inklusion bedeutet, dass
Menschen mit und ohne Behinderungen von Anfang an in allen Lebensbereichen selbstbe-
stimmt leben und zusammenleben. Die Verankerung dieses Leitgedankens in der Gesell-
schaft wird die Alltagskultur in Deutschland tiefgreifend verändern und die Lebensqualität al-
ler Bürgerinnen und Bürger steigern.

„Inklusion … wird die Alltagskultur … tiefgreifend verändern und die Lebensqualität aller Bürgerin-
nen und Bürger steigern.“

Das, meine Damen und Herren, erinnert doch sehr an die optimistischen Politiker-Kommentare zur
„Herstellung der deutschen Einheit“, wie die Wiedervereinigung offiziell heißt. Doch es gibt auch
eine so zu sagen „innere Ähnlichkeit“ zwischen dem Veränderungsprozess nach dem Einigungs-
vertrag und dem uns aufgrund der UN-Behindertenrechtskonvention bevorstehenden:

Beide Male ging bzw. geht es darum, dass „zusammenwächst, was zusammen gehört“:

Damals waren es zwei räumlich und ideologisch getrennte Teile unseres Volkes,
heute sind es zwei innerlich und ideologisch getrennte Teile unseres Volkes.

Die Inklusion unserer behinderten Bürger, wie sie nun aufgrund der UN-Behinderten-
rechtskonvention geschehen soll (wird?), ist nichts anderes als die Wiedervereinigung zweier
zusammengehöriger Teile unseres Volkes. Auch rein mengenmäßig ist der Unterschied zwischen
den beiden Wiedervereinigungen nicht sehr groß:

Die DDR brachte weniger als 17 Mio. Bürger in die neue Bundesrepublik ein, die Menschen
mit Behinderungen in Deutschland werden knapp 10 Mio. Bürger in die neue Inklusive
Gesellschaft einbringen.

Einen gewaltigen Unterschied gibt es allerdings zwischen dem, was um 1990 geschah und dem,
was jetzt geschieht: Während die Wiedervereinigung höchste Aufmerksamkeit in den Medien und
in der Gesellschaft erfuhr, ist weder in den Medien noch in der Gesellschaft ein spürbares Interes-
se an der UN-Behindertenrechtskonvention und der Inklusion zu verzeichnen.

Nach einer Allensbach-Umfrage im Juni dieses Jahres haben nur 14 % der deutschen Bevölke-
rung bisher etwas von der UN-Behindertenrechtskonvention gehört, und – was mich zwar nicht
überrascht, aber etwas traurig macht – selbst bei Bürgern, „die Menschen mit Behinderungen in
ihrem persönlichen Umfeld kennen“, sind es auch nur 17 %!

Das ist bedauerlich, denn Bürger, die von einer gesellschaftlichen Entwicklung überrascht werden,
stehen dieser meist erst einmal abwehrend gegenüber.

Ich gebe zu, es ist gewagt, das Zusammenwachsen zweier deutscher Staaten mit dem Zusam-
menwachsen zweier deutscher Gesellschaftsgruppen zu vergleichen. Aber es ist auch reizvoll, weil
es erahnen lässt, was da auf uns, die nicht behinderten (nicht besonders arg behinderten) Bürger
zukommt, denn:
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Der Prozess der Deutschen Wiedervereinigung, der ja nach mehr als 20 Jahren immer noch
nicht gänzlich abgeschlossen ist, hat uns gelehrt, dass eine Ratifizierung im Bundestag kon-
kret nicht mehr, aber auch nicht weniger als eine Richtungsweisung auf einen Weg sein
kann, einen Weg, auf dem Geld, Geduld und gemeinsames Handeln gefordert sind.

Und „Handeln“ – das ist das Stichwort, mit dem ich nun zum Aktionsplan bzw. den Aktionsplänen
komme. Aktionen sind Handlungen, und um die geht es in den Aktionsplänen zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention.

Der erste Aktionsplan wurde meines Wissens in Rheinland-Pfalz veröffentlicht, und zwar im März
2010. Inzwischen gibt es weitere, zum Beispiel auch einen Aktionsplan der Stadt Mannheim. Je-
doch: Der „übergeordnete“ Aktionsplan, der eigentlich der erste hätte sein müssen, ist ein

Nationaler Aktionsplan
Er wurde am 15. Juni 2011 von der Bundesregierung beschlossen. In diesem heißt es:

Mit dem Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention stößt
die Bundesregierung einen Prozess an, der in den kommenden zehn Jahren nicht nur das
Leben von Menschen mit Behinderungen maßgeblich beeinflussen wird, sondern das aller
Menschen in Deutschland. Denn die Idee der Inklusion, zentraler Leitgedanke der UN-
Behindertenrechtskonvention, wird unsere Alltagskultur verändern. Deutschland will inklusiv
werden.

Das Sozialministerium Baden-Württemberg hebt hervor:

Der nationale Aktionsplan der Bundesregierung wird gemeinsam mit den Ländern und den
Verbänden der Menschen mit Behinderungen entwickelt und stellt eine langfristige Gesamt-
strategie zur Umsetzung der VN-Konvention dar.

Der Nationale Aktionsplan umfasst, mitsamt einer vorangestellten Kurzfassung von 18 Seiten, 210
Seiten. Die UN-Behindertenrechtskonvention selbst begnügt sich dagegen (im „abgestimmten
deutschen Text“) mit 34 Seiten.

Richtige Ideen haben an sich, dass die Mittel zu ihrer Durchsetzung nicht dümmer sein dürfen als
die Ideen selbst, sonst wird nichts daraus. (Ursula Unseld-Berkéwicz)

Der Nationale Aktionsplan, das „Mittel zur Durchsetzung der UN- Behindertenrechtskonvention“,
der Masterplan für die „Herstellung der Inklusion in Deutschland“, erregt leider nicht nur aufgrund
seiner Länge bei den Verbänden Kritik. So heißt es zum Beispiel vom Bundesverband der Le-
benshilfe, der Wille der Bundesregierung, die UN-Behindertenrechtskonvention zügig umzusetzen,
sei im Aktionsplan nicht zu erkennen. Und im Kobinet findet sich unter der Überschrift „Einhellige
Kritik am Aktionsplan der Bundesregierung“ der Hinweis

Bei den insgesamt 196 beabsichtigten Maßnahmen der Bundesregierung soll es lediglich bei
5 Prozent um gesetzliche Änderungen gehen. 50 Prozent der Maßnahmen befassen sich mit
eher unspezifischen Aktionen wie Prüfaufträgen, Zwischenberichten, Konzepterstellungen,
Konferenzen, Sensibilisierungsmaßnahmen etc., deren Erreichung bzw. Umsetzung schwer
zu kontrollieren ist. Etwa 30 Prozent der Maßnahmen befassen sich mit einer bereits laufen-
den oder beabsichtigen Projektförderung oder einer finanziellen Unterstützung und etwas
über 10 Prozent der Maßnahmen befassen sich mit Studien, Untersuchungen oder For-
schungsvorhaben.

Es gibt noch weitere, schwerwiegende Kritikpunkte, auf die ich hier jedoch nicht weiter eingehen
möchte. Bleibt aber zu hoffen, dass sie sich bei unserem Landesaktionsplan nicht wieder finden.

Bevor wir uns nun dem Landesaktionsplan zuwenden, möchte ich ein bemerkenswertes Zitat aus
dem Nationale Aktionsplan vorstellen, das durchaus auch für den Landesaktionsplan Baden-
Württemberg gelten sollte:
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Landesaktionsplan
Pressemeldung des Sozialministeriums Baden-Württemberg:

Auf Landesebene hat der Landes-Behindertenbeirat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die
Handlungsfelder zur Gewährleistung einer unabhängigen Lebensführung von Menschen mit
Behinderungen und der vollen Teilhabe in allen Lebensbereichen mit Blick auf die Ausstrah-
lung der VN-Konvention identifiziert.

Die Arbeitsgruppe betont, dass die Umsetzung der VN-Behindertenrechtskonvention in ei-
nem längerfristigen Prozess erfolgen muss, der alle Lebensbereiche betrifft und eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe darstellt. Dies erfordert die Bereitschaft aller, den Prozess ak-
tiv zu gestalten und eigene Haltungen und Einstellungen zu verändern und auch Vorbehalte
und Barrieren im Denken und Handeln abzubauen.


